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Deich: Landwirte
klagen nicht weiter

VON NADINE KLOSE

OTTERSTADT. Die sieben Otterstad-
ter Landwirte, die sich gegen den
geplanten Deich-Neubau gewehrt
haben, werden nicht weiter juris-
tisch gegen das Projekt vorgehen.
Wie geht es jetzt weiter?

Die Richter am Oberverwaltungsge-
richt in Koblenz hatten geurteilt, dass
die Klage der Landwirte gegen den
angedachten Aus- und Neubau des
Rheinhauptdeichs zwischen Koller-
straße und Reffenthal unbegründet
ist. Die Juristen halten die Pläne des
Landes für rechtmäßig. Eine Revision
vor dem Bundesverwaltungsgericht
wurde nicht zugelassen. Die Land-
wirte hätten die Möglichkeit, dage-
gen Beschwerde einzulegen. Diesen
juristischen Weg werden sie jedoch
nicht gehen. Eine entsprechende
Frist ist abgelaufen.

Wenn das Urteil rechtskräftig ist
und auch für den Planfeststellungs-
beschluss zum Deich-Neubau
Rechtskraft besteht, möchte die für
das Projekt zuständige Struktur- und
Genehmigungsdirektion (SGD) Süd
„zunächst auch Gespräche mit der
Gemeinde, der Landwirtschaft und
Grundstückeigentümern führen, um
die bauliche Abwicklung möglichst
abgestimmt mit den Beteiligten vo-
ranzubringen“. Darüber informierte
eine Sprecherin der Landesbehörde

Nach Gerichtsurteil zum Deich-Neubau in Otterstadt

auf RHEINPFALZ-Anfrage. Außerdem
müssten weitere Planungsleistungen
für die sogenannte Ausführungspla-
nung und die Vorbereitung der Aus-
schreibung vergeben werden. „Paral-
lel dazu werden die erforderlichen
Grundwassermessstellen errichtet
wie auch der Aufbau der Klimastati-
on(en) und der Grunderwerb vorbe-
reitet“, heißt es von der SGD Süd.

Mit einem Baubeginn wird in der
Behörde aus heutiger Sicht im Früh-
jahr/Sommer 2026 gerechnet. Kal-
kulationen gehen von einer Bauzeit
von rund 1,5 bis zwei Jahren aus, so-
dass bis Frühjahr/Sommer 2028 der
Deichaus- und neubau bei Otterstadt
abgeschlossen sein könnte. Die Kos-
ten für das Bauprojekt wurden mal
auf rund 1,6 Millionen Euro ge-
schätzt.

DUDENHOFEN
Pfälzerwald-Verein. Radwanderung
nach Neulußheim zum Fischerheim
„Beim Schorsch“ am Sonntag, 27.
April. Treffpunkt um 11 Uhr an der Cle-
mens-Beck-Schule in Dudenhofen.

Pfälzerwald-Verein. Stammtisch am
Mittwoch, 30. April, 18 Uhr, im Pfälzer-
waldhaus Dudenhofen. |rhp

LINGENFELD
Natur- und Vogelschutzverein.
Jungvogelzählung am Samstag, 26.
April, 10 Uhr, an der Vogelhütte. Kin-
der können dabei heimische Vögel
kennenlernen. |nti

KURZ NOTIERT

Bezahlkarte: Positive Bilanz im Kreis

VON CHRISTIAN TREPTOW

RHEIN-PFALZ-KREIS. Landrat Cle-
mens Körner ist zufrieden. Im Bezug
auf die Bezahlkarte hat der Christde-
mokrat auch allen Grund dazu. Seit
gut einem Jahr gibt der Rhein-Pfalz-
Kreis eine eigene Bezahlkarte an Be-
zugsberechtigte aus. Damit war man
im Kreishaus am Ludwigshafener Eu-
ropaplatz Vorreiter im Land in Sachen
Bezahlkarte. Und während sich die
Politiker in Berlin und Mainz noch in
Bedenken ergingen, wurde die Be-
zahlkarte zwischen Bobenheim-Rox-
heim und Römerberg fleißig genutzt.

600 Karten habe man geordert, sagt
Körner. Etwa 350 davon seien bereits
an Erstankömmlinge ausgegeben
worden. Der Rest liege im Moment
noch bei den Gemeinden, die diese in
Eigenverantwortung herausgeben
sollen. „Wer neu in den Rhein-Pfalz-
Kreis kommt, bekommt auf jeden Fall
eine Karte“, betont Andreas Straßner
von der Unterbringungsbehörde des
Kreises. „Technisch läuft alles ein-
wandfrei“, sagt Gabriele Kleiber-Dee-
ge, die bei der Kreisverwaltung das
Projekt Bezahlkarte betreut.

Iban bleibt unter Verschluss
Der Landrat hat in seinem Ordner zur
Bezahlkarte ein Musterexemplar
samt Begleitbrief. „Jeder, der im
Kreishaus ankommt und berechtigt
ist, bekommt einen Umschlag, in dem
nur die Karte und der Brief sind. Dann
wird die Karte auf seinen Namen re-
gistriert“, erläutert der Landrat. Ganz
wichtig: Die Iban bekommen die Be-
zugsberechtigten nicht.

Der Hintergrund für die Einführung
der Bezahlkarte war ein ganz simpler:
„Zu Beginn stand der Sicherheitsge-
danken der Mitarbeiter in der Auslän-
derbehörde im Vordergrund“, erläu-
tert der Landrat. Schließlich hätten
diese regelmäßig Bargeld an die Ge-
flüchteten, die im Kreishaus anka-
men, herausgeben müssen. Das Risi-
ko sei jetzt minimiert worden.

Das System „Bezahlkarte“ läuft gut im Rhein-Pfalz-Kreis.
Doch bald soll sie von der einheitlichen Karte des Landes abgelöst werden.
Das löst nicht nur Begeisterung aus.

Kampf gegen Schlepper
Zum anderen vertritt man im Kreis-
haus die Auffassung, dass das
Schleppersystem, über das viele Ge-
flüchtete den Weg nach Europa fin-
den, ausgetrocknet werden solle. Mit
der Bezahlkarte geht man da einen
wesentlichen Schritt. Denn mit dieser
ist das Abheben von Bargeld begrenzt.
„Pro Monat 200 Euro für den Allein-
stehenden oder den Haushaltsvor-
stand, und dann noch je 70 Euro pro
Angehörigem“, erläutert Straßner die
Regularien im Kreis. Eine einheitliche
Regelung gibt es dafür nicht.

Man kann mit der Bezahlkarte im
Supermarkt einkaufen. Ins Minus rut-
schen kann man nicht. Überweisun-
gen kann man damit auch nicht täti-
gen. Und das ist ein zentraler Punkt,
an dem sich in jüngster Vergangen-

heit die Gemüter in der Diskussion
um die Bezahlkarte erhitzt haben.
Auch das Unterbinden von Überwei-
sungen soll im Kampf gegen die
Schlepperbanden helfen. Das Main-
zer Integrationsministerium jedoch
will bei seiner landesweit einheitli-
chen Karte Überweisungen zulassen.

Protest im Landkreistag
Das hat im Landkreistag für Unver-
ständnis und Protest gesorgt. Und das
ist der Punkt, an dem auch der Land-
rat des Rhein-Pfalz-Kreises nur noch
ungläubig mit dem Kopf schütteln
kann. „Sollten die Bezahlkarten wirk-
lich für Überweisungen freigegeben
werden, müssen diese geprüft wer-
den. Das müssen dann die Mitarbei-
ter bei der Kreisverwaltung machen“,
erläutert der Landrat. Geht man von

600 Bezahlkarten im Umlauf aus und
nimmt jeweils fünf Überweisungen
pro Monat, müssten die eh schon
nicht unterbeschäftigten Mitarbeiter
bei der Kreisverwaltung noch 3000
Überweisungen pro Monat kontrol-
lieren und freigeben. Die Kreisver-
waltung würde also Backoffice-Ar-
beiten einer Bank zu verrichten ha-
ben. Darüber hält sich die Begeiste-
rung bei Körner und Co. verständli-
cherweise in Grenzen. Der Landrat
betont, dass man sich im Kreis einer
landesweit einheitlichen Lösung
nicht verschließe. Das Thema Über-
weisung müsse allerdings geklärt
werden.

Zum 1. Juli dieses Jahres soll die Be-
zahlkarte des Landes kommen. „Mal
schauen, ob das bis dahin alles steht“,
sagt Körner und grinst süffisant. Er
verweist darauf, dass im Rhein-Pfalz-

Kreis schon längst
Nägel mit Köpfen ge-
macht wurden, bis
sich der damalige
Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) und die
Ministerpräsidenten
der Länder einig wa-
ren, dass eine Be-
zahlkarte kommen
soll. Beim Vergabe-
verfahren sei man
damals sehr gut
weggekommen, er-
innert sich Körner.
„Das zeigt, dass Prag-
matismus manchmal
nicht das Verkehr-

teste ist.“ Im Moment haben laut Kör-
ner weder der Kreis noch der Anbie-
ter der Bezahlkarte die Absicht, den
laufenden Vertrag zu kündigen.
Zeichnet sich allerdings ab, dass die
Karte des Landes tatsächlich Realität
würde, gebe es die Möglichkeit zur
Kündigung des Kontrakts. Die Frist
beträgt acht Wochen zum Quartals-
ende. „Es war von Anfang an klar, dass
wir unsere Bezahlkarte übergangs-
weise einführen, bis die Karte des
Landes kommt“, erläutert Körner.

Vorbereitungen laufen
Bei den Geflüchteten selbst sei die
Karte kein Thema. Jedenfalls kein ne-
gativ besetztes, betonen Gabriele
Kleiber-Deege und Andreas Straßner
unisono. Womit auch die Befürchtun-
gen, Flüchtlinge würden die Kommu-
nen meiden, in denen die Bezahlkarte
zum Einsatz komme, sich nicht be-
wahrheiteten.

Gleichwohl: Es ist abzusehen, dass
die neue Karte des Landes irgend-
wann kommen wird. „Im Hinter-
grund laufen daher schon die Schu-
lungen für die neue Karte des Landes
bei den Mitarbeitern“, sagt Andreas
Straßner. Kläre man den Knackpunkt
Überweisung/Lastschrift könne man
die Karte quasi von heute auf morgen
umsetzen.

RHEIN-PFALZ-KREIS. Familien im
Rhein-Pfalz-Kreis haben die Möglich-
keit, ein internationales Gastkind für
ein halbes oder ganzes Schuljahr auf-
zunehmen. Rund 225 Jugendliche aus
aller Welt reisen im September mit der
gemeinnützigen Jugendaustauschor-
ganisation AFS Interkulturelle Begeg-
nungen nach Deutschland. Sie leben in
Gastfamilien, besuchen eine weiter-
führende Schule und tauchen intensiv
in die Kultur und Sprache des Landes
ein. Viele dieser Begegnungen führen
zu lebenslangen Freundschaften.

Die Aufnahme eines Gastkindes ist
für einen Zeitraum von sechs Wochen
bis zu einem Jahr möglich. Egal ob
Groß- oder Kleinfamilien, Paare mit
oder ohne Kinder, gleichgeschlechtli-
che Paare oder Senioren – jeder könne
laut AFS einem Austauschschüler ein
liebevolles Zuhause auf Zeit bieten.
AFS begleitetet und unterstützt die Fa-
milien während des gesamten Aufent-
halts – durch ehrenamtliche An-
sprechpartner vor Ort sowie eine rund
um die Uhr erreichbare Hotline. In be-
sonderen Fällen könne ein Haushalts-
kostenzuschuss beantragt werden,
heißt es in der Mitteilung.

Interessierte Familien können sich
unverbindlich informieren unter Tele-
fon 040 39922290 oder per E-Mail an
gastfamilie@afs.de. Weitere Informa-
tionen: www.afs.de/gastfamilienpro-
gramm. |rhp

Schüleraustausch:
Gastfamilien im
Kreis gesucht

Bekommt neuen Abschnitt: der Rheinhauptdeich bei Otterstadt. FOTO: LENZ

Variante 1 wird kommen: Der neue
Deich entsteht entlang des dortigen
Wiesenwegs. FOTO: SGD SÜD/OHO

Der Rhein-Pfalz-Kreis war mit seiner Bezahlkarte der Vorreiter im Land. FOTO: CHRISTIAN TREPTOW
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